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Erfahrung plus Zertifikat sichert gute Beratung  

Der BDRD (Bundesverband der Ruhestandsplaner Deutschland e.V.) 
fordert eine „Alte-Hasen-Regelung“ für Finanzvermittler 

Nach den teilweise dramatischen Verluste die Privatanleger während 
der Finanzkrise aufgrund schlechter Anlageberatungen durch Banken 
erlitten haben, will die Bundesregierung den Anlegerschutz in diesem 
Bereich stark verbessern. Hierfür soll das Finanzanlagenvermittler- 
und Vermögensanlagerecht novelliert werden. So werden sich die 
rund 300.000 Bankberater schon bald in einem eigens für sie 
geschaffenen Register anmelden müssen. Die Anforderungen an 
freie Finanzvermittler werden ebenfalls deutlich erhöht. Zukünftig 
sollen nur noch solche Vermittler Kunden beraten dürfen, die eine 
Sachkundeprüfung bei einer Industrie- und Handelskammer abgelegt 
haben und eine berufliche Haftpflichtversicherung nachweisen 
können. 

„Der Vorstoß der Bundesregierung zur Verbesserung des 
Anlegerschutzes ist richtig“, kommentiert Peter Härtling, Präsident 
des BDRD, den Gesetzentwurf. „Wir plädieren allerdings dafür, dass 
für bewährte Praktiker unter den freien Finanzvermittlern eine Alte-
Hasen-Regel eingeführt wird. Alles andere wäre eine Benachteiligung 
gegenüber Versicherungsvermittlern, für die eine solche Regel 
bereits existiert, und den Bankern.“  

Entscheidend sei, dass hierbei nicht allein auf die Dauer der 
Berufserfahrung abgestellt wird, so der BDRD-Präsident weiter. 
„Berufserfahrene Vermittler, die sich erfolgreich einer Zertifizierung 
unterzogen haben, haben damit bewiesen, dass sie über die 
notwendige Sachkunde zur Kundenberatung verfügen“, stellt Härtling 
fest. Dies vor allem mit Blick auf die Tatsache, dass die Zertifizierung 
durch den BDRD höhere Anforderungen an die freien Berater stellt, 
als die von der Bundesregierung geplanten Gesetzesänderungen. 

 


